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0 EINLEITUNG 

Mit dem Inkrafttreten der Europäischen Wasserrahmenrichtlinie (Richtlinie 2000/60/EG 
des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 23.10.2000 zur Schaffung eines Ord-
nungsrahmens für Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik,  
im Folgenden kurz: WRRL) am 22.12.2000 wurde eine neue, integrierte Herangehens-
weise in der Wasserpolitik etabliert. Ziel ist die Erreichung festgelegter Umweltziele für 
alle Gewässer bis zum Jahr 2015, wobei in erster Linie Aspekte der Gewässerökologie 
und -güte und der Wassermenge, aber auch ökonomische Aspekte bei wasserwirtschaft-
lichen Entscheidungsprozessen berücksichtigt werden müssen. 

Gemäß Art. 11 Abs. 1 Satz 1 WRRL müssen alle Mitgliedstaaten für jede Flussgebiets-
einheit oder den in ihr Hoheitsgebiet fallenden Teil einer internationalen Flussgebietsein-
heit ein Maßnahmenprogramm aufstellen, wobei die Ergebnisse der Bestandsaufnahme 
nach Art. 5 zu berücksichtigen sind. In diesem Programm werden Maßnahmen festgelegt, 
die zur Erreichung der Umweltziele bis zum Jahr 2015 nach Art. 4 WRRL für Fließgewäs-
ser, Standgewässer, Übergangsgewässer, Küstengewässer und das Grundwasser erfor-
derlich sind. Anhang VI der WRRL führt die Maßnahmen auf, die in die Maßnahmenpro-
gramme aufzunehmen sind (Buchst. A: grundlegende Maßnahmen) bzw. für die Aufnah-
me in Frage kommen (Buchst. B: ergänzende Maßnahmen).  

Hessen hat Anteile an den Flussgebietseinheiten Rhein und Weser. Das vorliegende 
Maßnahmenprogramm für Hessen umfasst daher die hessischen Anteile an diesen bei-
den Flussgebietseinheiten. Das vorliegende Maßnahmenprogramm ist gültig für den ers-
ten Bewirtschaftungszeitraum von 2010 bis 2015. Es ist nach Maßgabe des hessischen 
Wassergesetzes (HWG) für alle Planungen und Maßnahmen der öffentlichen Planungs-
träger verbindlich. 

Die Aufstellung der Maßnahmenprogramme ist in Deutschland durch § 36 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) in Verbindung mit den Landeswassergesetzen (LWG) der Länder ge-
regelt. Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind zu beachten 
bzw. zu berücksichtigen. Die für das vorliegende Maßnahmenprogramm relevanten Rege-
lungen des Bundes und des Landes Hessen sind in Anhang 1 aufgeführt. 

Das (hessische) Maßnahmenprogramm fließt in die Maßnahmenprogramme und Bewirt-
schaftungspläne für die Flussgebiete Weser und Rhein ein und ist mit diesen abgestimmt. 
Es wird von der obersten Wasserbehörde festgestellt und im Staatsanzeiger für das Land 
Hessen veröffentlicht. Bewirtschaftungsplan und Maßnahmenprogramm sind für alle Pla-
nungen und Maßnahmen der öffentlichen Planungsträger verbindlich. Der Bewirtschaf-
tungsplan und das Maßnahmenprogramm sind erstmals bis zum 22. Dezember 2009 auf-
zustellen und von da an alle sechs Jahre zu überprüfen und zu aktualisieren. Nach § 5 
Absatz 4 HWG ist der Entwurf des Bewirtschaftungsplans spätestens ein Jahr vor Beginn 
des Zeitraums, auf den sich der Plan bezieht (22.12.2009 bis 22.12.2015) durch die 
oberste Wasserbehörde (das Hessische Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und 
Verbraucherschutz) zu veröffentlichen.  

Für das Maßnahmenprogramm ist gemäß § 14b Abs. 1 Nr. 1 i.V.m. Anlage 3 Nr. 1.4 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) eine Strategische Umweltprü-
fung (SUP) durchzuführen. Aufgabe der SUP ist es, in Ergänzung zur projektbezogenen 
Umweltverträglichkeitsprüfung die Umweltauswirkungen des Maßnahmenprogramms zu 
ermitteln, zu beschreiben und zu bewerten und in die Entscheidungsfindung einzubringen. 
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Zum Maßnahmenprogramm wird dazu ein Umweltbericht zur Anhörung im Rahmen der 
SUP erstellt. Das Verfahren für die Durchführung der SUP ist in § 5a HWG geregelt. 

Weitere Grundlagen 

Die WRRL enthält in Art. 11 (§ 36 Abs. 2 bis 5 WHG) verbindliche Vorgaben zum Inhalt 
des Maßnahmenprogramms, jedoch nicht zu seinem Aufbau. Wesentliche methodische 
Grundlagen für die Erarbeitung des Maßnahmenprogramms sind neben der WRRL selbst 
Dokumente der EU-Kommission1 sowie die flussgebietsübergreifenden Arbeiten der 
Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA). 

Das Maßnahmenprogramm beinhaltet eine Auflistung der rechtlichen Regelungen als 
grundlegende Maßnahmen und eine Maßnahmentabelle mit den konkret umzusetzenden 
grundlegenden und ergänzenden Maßnahmen gemäß Art. 11 Abs. 2 bis 4 WRRL. Die 
festgelegten Maßnahmen werden in Kapitel 2 aufgeführt.  

Die erforderlichen Maßnahmen werden in Hessen grundsätzlich auf Ebene der hydrolo-
gisch abgegrenzten Wasserkörper geplant und festgelegt.  

Neben dem Maßnahmenprogramm ist der Bewirtschaftungsplan ein wichtiges Instrument 
zur Umsetzung der WRRL. Dieser integriert gemäß Art. 13 WRRL / § 36b Abs. 2 bis 4 
WHG alle im Sinne der Richtlinie erforderlichen Angaben für die einzugsgebietsbezogene 
Gewässerbewirtschaftung mit dem Ziel, den guten Zustand bzw. das gute ökologische 
Potenzial von Oberflächengewässern und Grundwasser zu erreichen bzw. zu erhalten. 
Zusammenfassende Angaben zum Maßnahmenprogramm sind gemäß Anhang VII der 
WRRL Bestandteil des Bewirtschaftungsplans (s. Bewirtschaftungsplan Hessen 2010 bis 
2015). 

 

                                                 

1 Sogenannte Guidance Dokumente (für MNP: Guidance Document No 11: Planning Process CIS-
Papier Umweltziele der Wasserrahmenrichtlinie). 


